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Antrag
des Abg. Florian Wahl u. a. SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration

Impfangebote zielgerecht und verantwortungsbewusst im 
Sommer für alle ermöglichen

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. �wie viele Impfwillige aus den Prioritätsgruppen eins bis drei der Coronavirus-
Impfverordnung nach dem 7. Juni 2021 in Baden-Württemberg nach ihrer 
Schätzung noch zur Impfung anstehen und wie viele weitere Impfwillige über 
16 Jahren zu diesem Zeitpunkt noch auf eine Impfung warten;

2. �inwiefern und für welche benachteiligten Gruppen (z. B. Menschen mit Behin-
derungen, zu Hause lebende immobile Menschen, Menschen in prekären Le-
bensumständen oder Bevölkerung in Gebieten mit hoher Inzidenz) sie ggf. noch 
eine Priorisierung bzw. eine gesonderte Impfdurchführung insbesondere durch 
mobile Teams plant;

3. �inwiefern sie den Einsatz von mobilen Impfteams in Quartieren, in Gemeinden 
im ländlichen Raum, an Hochschulen und weiteren Orten plant;

4. �wie sie sicherstellt, dass alle Impfstoffdosen, die für die Bevölkerung Baden-
Württembergs in der Verteilung durch den Bund vorgesehen sind, über die ver-
schiedenen Säulen – Impfzentren, mobile Teams, niedergelassene Ärztinnen/
Ärzte und Betriebsärztinnen/Betriebsärzte – abgerufen und sinnvoll unter diesen 
eingesetzt werden – auch für den Fall, dass eine Säule nicht genügend Impfstoff 
abruft bzw. verimpfen kann – und wie sich die Bedeutung der Säulen nach An-
sicht der Landesregierung entwickeln wird;

5. �mit welchen Strategien sie sich bei den verschiedenen Gruppen, die sich bisher 
noch nicht um eine Impfung bemüht haben bzw. ihr eher skeptisch gegenüber-
stehen, um eine erfolgreiche Impfung bemüht;
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  6. �in wie vielen stationären bzw. teilstationären Einrichtungen der Behinderten-
hilfe in Baden-Württemberg bis zum 7. Juni 2021 Impfungen für alle Bewoh-
nerinnen/Bewohner angeboten wurden und in wie vielen Einrichtungen noch 
Impfungen in welchem Zeitraum angeboten werden, in welcher Organisati-
onsform dies passieren soll und wie sie sonst sicherstellen will, dass endlich 
alle impfwilligen Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen eine Impfung 
erhalten;

  7. �wie sie den am Impfen Beteiligten – also den Impfzentren, den Kassenärztin-
nen/Kassenärzten sowie ab dem 7. Juni 2021 auch den Betriebsärztinnen/Be-
triebsärzten und Privatärztinnen/Privatärzten – Planungssicherheit im Hinblick 
auf zu erwartende Impfstoffmengen geben will, damit diese die Terminplanung 
mit den Impfwilligen verlässlich durchführen können;

  8. �wie sie eine Überlastung der Hotline und des Internetportals in Bezug auf die 
Impfzentren und eine Überlastung bei der Terminvergabe der niedergelassenen 
Ärztinnen/Ärzte sowie den damit verbundenen Frust bei den Impfwilligen ab 
dem 7. Juni 2021 vermeiden will;

  9. �welche Planungen bestehen, um ein Impfangebot an Schülerinnen/Schüler zu 
unterbreiten, wenn diese Impfungen empfohlen werden, und wie diese Imp-
fungen – zum Beispiel durch den Einsatz mobiler Impfteams in den Schulen 
– dann durchgeführt werden sollen;

10. �welche Planungen bestehen, die Impfinfrastruktur für Auffrischungen aufrecht-
zuerhalten;

11. �inwieweit sie die Arbeit der Impfzentren bzw. der mobilen Impfteams auch 
nach dem 15. August 2021 noch für erforderlich hält.

27.5.2021

Wahl, Binder, Kenner, Dr. Kliche-Behnke, Dr. Weirauch SPD

B e g r ü n d u n g

In der letzten Maiwoche haben in Baden-Württemberg etwa 40 Prozent der Be-
völkerung eine erste Impfung gegen das Coronavirus erhalten. Etwa 14 Prozent 
sind vollständig geimpft. Sehr viele warten jedoch auch noch dringend auf ein 
Impfangebot und für viele muss die Hürde zur Impfanmeldung noch deutlich 
herabgesetzt werden. Daran wird sich auch nichts ändern, wenn – wie zwischen 
dem Bund und den Ländern abgesprochen – die Priorisierung für die Impfung ab 
dem 7. Juni 2021 aufgehoben wird. Eher umgekehrt: Auch in den ersten Wochen 
danach wird es noch nicht genügend Impfstoff geben, um alle Impfwilligen zu 
impfen. Deshalb muss die Landesregierung weiterhin das Impfmanagement regu-
lieren und darf nicht – wie sie es leider in den ersten Monaten des Impfens zu oft 
gemacht hat – nur denjenigen einen leichten Zugang zum Impfen ermöglichen, 
die sich am besten mit dem System auskennen. Dazu sieht die geänderte Coro-
navirus-Impfverordnung ausdrücklich die Möglichkeit vor, „weiterhin vorrangige 
Impfangebote für noch ungeimpfte Personen aus den Priorisierungsgruppen eins 
bis drei … zu ermöglichen“. Dabei sind auch Fehler aus der Vergangenheit zu kor-
rigieren. In Baden-Württemberg hat die Landesregierung zum Beispiel das Impfen 
in Einrichtungen der Behindertenhilfe vernachlässigt und damit auch Todesfälle 
nicht verhindert. Zudem geht es um die Organisation des Impfens im Sommer. 
Wenn ab dem 7. Juni 2021 alle über 16-Jährigen impfberechtigt sind, gilt es, ein 
„Windhundrennen“ um die Impftermine zu vermeiden. Die mobilen Impfteams 
werden eine größere Bedeutung erhalten müssen. Und schließlich müssen bereits 
weitere wichtige Aspekte geplant werden – insbesondere die Impfinfrastruktur für 
mögliche Impfungen für Personen unter 16 Jahren oder ggf. notwendig werdende 
Auffrischungen. Bei allem gilt: Solange es noch nicht genügend Impfstoff für alle 
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Impfwilligen gibt, muss jede Impfstoffdosis, die für Baden-Württemberg möglich 
ist, auch im Bund abgerufen werden. Die Landesregierung steht dabei in der Ver-
antwortung, dies für alle Anbieter von Impfungen gemeinsam sicherzustellen. Ein 
Verzicht auf den maximal möglichen Abruf von Impfstoffen, wie er derzeit in Me-
dien berichtet wird, darf nicht vorkommen.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 21. Juni 2021 Nr. 1S-0141.5-017/103 nimmt das Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Integration im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Finanzen sowie mit dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. �wie viele Impfwillige aus den Prioritätsgruppen eins bis drei der Coronavirus-
Impfverordnung nach dem 7. Juni 2021 in Baden-Württemberg nach ihrer 
Schätzung noch zur Impfung anstehen und wie viele weitere Impfwillige über  
16 Jahren zu diesem Zeitpunkt noch auf eine Impfung warten;

Hinsichtlich der Anzahl der den Prioritätsgruppen 1, 2 und 3 insgesamt zugehö-
rigen Menschen kann keine seriöse Schätzung abgeben werden. Dies liegt an den 
vielfältigen Definitionen bzw. Kriterien für die Zuordnung von Personen zu einer 
der Prioritätsgruppen. Beispielhaft seien die lange Liste an Vorerkrankungen, die 
vielen berechtigten Berufsgruppen und die ebenfalls schwer zu fassende Gruppe 
der Kontaktpersonen von Schwangeren oder Pflegebedürftigen erwähnt. 

Zudem ist zu beachten, dass einzelne Menschen unter mehrere Priorisierungstatbe-
stände gleichzeitig fallen können.

Einzig zur Gruppe der über 60-Jährigen, als Priorisierungsmerkmal, liegen genaue 
Zahlen vor. Diese Gruppe umfasst in Baden-Württemberg knapp 3 Millionen Men-
schen. Von dieser Gruppe wurden mit Stand 15. Juni 2021 durch die Impfzentren 
und die niedergelassenen Ärzte rund 79 % erstgeimpft. Dies entspricht einer Ge-
samtzahl von ca. 2,37 Millionen.

Rund 50 % aus dieser Gruppe sind bereits vollständig geimpft.  

Insgesamt ist bekannt, dass bis einschließlich 15. Juni 2021 in Baden-Württemberg
5.353.731 Erstimpfungen durchgeführt wurden und 3.000.609 Menschen vollstän-
dig geimpft sind. 

Da die Gesamtgruppe der zu den Prioritätsgruppen 1, 2 und 3 zählenden Menschen 
nicht bekannt ist, kann nicht dargestellt werden, wie viele Personen aus dieser Ge-
samtgruppe noch zu einer Impfung heranstehen oder warten. Dies gilt in gleicher 
Weise für die Personengruppe der über 16-Jährigen, zumal es keine belastbaren 
Aussagen über die Impfbereitschaft gibt.  

2. �inwiefern und für welche benachteiligten Gruppen (z. B. Menschen mit Behin-
derungen, zu Hause lebende immobile Menschen, Menschen in prekären Le-
bensumständen oder Bevölkerung in Gebieten mit hoher Inzidenz) sie ggf. noch 
eine Priorisierung bzw. eine gesonderte Impfdurchführung insbesondere durch 
mobile Teams plant;

Siehe Frage 3.
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3. �inwiefern sie den Einsatz von mobilen Impfteams in Quartieren, in Gemeinden 
im ländlichen Raum, an Hochschulen und weiteren Orten plant;

Aus Gründen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 2 und 3 gemeinsam 
beantwortet.

Die Priorisierung wurde mit der Coronavirus-Impfverordnung vom 1. Juni 2021 
aufgehoben. Gleichwohl orientiert sich die Einsatzreihenfolge und somit die Ziel-
gruppe der Mobilen Impfteams (MIT) noch immer an der Priorisierung der bis 
dahin geltenden Fassung der Coronavirus-Impfverordnung und dem für die MIT 
erarbeiten Handlungsleitfaden. Dieser Handlungsleitfaden wurde Mitte Mai 2021 
um die Impfungen in sozioökonomisch benachteiligten Regionen erweitert. 

Im Falle der kompletten Abarbeitung der Einsatzreihenfolge ist die Planung weite-
rer MIT-Einsätze möglich. Mit Blick auf die Erfahrungen und die Kenntnisse der 
Strukturen vor Ort werden diese durch die Impfzentren und deren Mobile Teams 
sowie die beteiligten Kommunen vor Ort selbständig geplant und organisiert. 

Im Bereich der Hochschulen befinden sich bereits an einzelnen Standorten Ak-
tivitäten zur Impfung von Studierenden in Vorbereitung. Wie viele andere junge 
Menschen verfügt auch die Gruppe der Studierenden häufig über keine Hausarzt-
anbindung.

Die Gruppe der immobilen Menschen wird insbesondere durch das System der 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte erreicht, da diese ihre Patientinnen und Pa-
tienten sowie deren Bedarfe am besten kennen.

4. �wie sie sicherstellt, dass alle Impfstoffdosen, die für die Bevölkerung Baden-
Württembergs in der Verteilung durch den Bund vorgesehen sind, über die ver-
schiedenen Säulen – Impfzentren, mobile Teams, niedergelassene Ärztinnen/
Ärzte und Betriebsärztinnen/Betriebsärzte – abgerufen und sinnvoll unter diesen 
eingesetzt werden – auch für den Fall, dass eine Säule nicht genügend Impfstoff 
abruft bzw. verimpfen kann – und wie sich die Bedeutung der Säulen nach An-
sicht der Landesregierung entwickeln wird;

Jede Säule ruft ihre Impfstoffkontingente auf dem für sie vorgesehenen Weg ab. 
Die Impfstoffe für die Impfzentren werden dem Land vom Bundesministerium für 
Gesundheit zugewiesen und durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Integration den Impfzentren zugeteilt. Betriebsärzte, niedergelassene Ärzte und 
Privatärzte bestellen die Impfstoffe über die Apotheken bzw. den Pharmagroßhan-
del und werden über die Apotheken beliefert. Dieses Verfahren läuft außerhalb der 
Zuständigkeit des Landes, weshalb hierauf auch keine Möglichkeit der Einfluss-
nahme besteht.

In allen Säulen übersteigt der Bedarf bei weitem die verfügbaren Impfstoffmengen.

5. �mit welchen Strategien sie sich bei den verschiedenen Gruppen, die sich bisher 
noch nicht um eine Impfung bemüht haben bzw. ihr eher skeptisch gegenüber-
stehen, um eine erfolgreiche Impfung bemüht;

Im Mai 2021 hat das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration zu zwei 
Dialogveranstaltungen eingeladen. So wurde im Austausch mit Sozialverbänden 
und den Interessenvertretungen impfberechtigter Menschen, wie z. B. Migranten-
organisationen, Kirchen sowie Religionsgemeinschaften, ein Überblick über die 
Hindernisse hin zu einer Impfung in verschiedenen Gruppen gewonnen.

Im Rahmen einer weiteren digitalen Dialogveranstaltung zwischen dem Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit und Integration sowie den Vertreterinnen und Ver-
tretern der Impfzentren, der kommunalen Landesverbände, den Landrätinnen und 
Landräten sowie der Oberbürgermeisterin und Oberbürgermeistern der kreisfreien 
Städte bestand Einigkeit, dass Vor-Ort-Impfungen in Stadtteilen mit sozioöko-
misch benachteiligten Bevölkerungsgruppen in den kommenden Wochen ein fester 
Bestandteil der Impfkampagne im Land sein müssen. 
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Um die Impfkampagne in der ganzen Breite der Bevölkerung voranzubringen, geht 
das Land deshalb gemeinsam mit den Kommunen mit den Mobilen Impfteams der 
Impfzentren in Stadtteile, Teilorte und Betriebe. Dies kann nur durch eine Mitwir-
kung der Akteurinnen und Akteure vor Ort verwirklicht werden, weshalb Vereine, 
Verbände und Initiativen sowie Kommunen dazu aufgerufen werden, gemeinsam 
mit den Mobilen Impfteams der Impfzentren solche Impfaktionen zu planen, vor-
zubereiten und durchzuführen. Das Land hat als Grundlage dafür im Mai 2021 
den „Handlungsleitfaden zur aufsuchenden COVID-19-Impfung durch Mobile 
Impfteams (MIT) in sozioökonomisch benachteiligten Stadtteilen, Quartieren und 
Regionen“ veröffentlicht. 

Ein weiterer erfolgsversprechender Weg, um Bevölkerungsgruppen, die trotz Impf-
berechtigung derzeit noch nicht in vollem Umfang von der Impfkampagne erreicht 
werden, anzusprechen, ist vermehrte Kommunikation zum Thema Impfungen und 
die Ansprache durch – meist lokale – zivilgesellschaftliche Initiativen. Diese Mul-
tiplikatorinnen und Multiplikatoren stehen vor Ort in den Stadtteilen oder in der 
jeweiligen Community im direkten Kontakt zu den Menschen und wissen, welche 
Fragen oder Probleme diese vom Impfen abhalten oder welche Hürden für sie z. B. 
bei der Terminbuchung bestehen. Es gibt Planungen an diesem Punkt anzusetzen, 
indem eine Sachmittelförderung für (lokale) ehrenamtliche und zivilgesellschaftli-
che Initiativen für Aktionen zum Thema Impfen ermöglicht wird. 

Auch soll die zielgruppenorientierte Ansprache von Bevölkerungsgruppen, die von 
der Impfkampagne derzeit noch unterdurchschnittlich erreicht werden, durch eine 
externe Kommunikationsagentur unterstützt werden. Es ist geplant von Juni bis 
September 2021 mit verschiedenen Ansatzpunkten das Thema Impfen voranzu-
bringen. 

6. �in wie vielen stationären bzw. teilstationären Einrichtungen der Behindertenhil-
fe in Baden-Württemberg bis zum 7. Juni 2021 Impfungen für alle Bewohnerin-
nen/Bewohner angeboten wurden und in wie vielen Einrichtungen noch Impfun-
gen in welchem Zeitraum angeboten werden, in welcher Organisationsform dies 
passieren soll und wie sie sonst sicherstellen will, dass endlich alle impfwilligen 
Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen eine Impfung erhalten;

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration führt regelmäßig Ab-
fragen durch, in denen die Impfzentren eine Rückmeldung zu den Einsätzen der 
Mobilen Impfteams geben. Die Beantwortung der Frage erfolgt auf Grundlage der 
Rückmeldungen zu den Einsätzen in den stationären Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe (§ 3 Absatz 1 Nummer 4 CoronaImpfV in der Fassung vom 31. März 
2021), den teilstationären Einrichtungen der Eingliederungshilfe und Förderstätten 
für behinderte Menschen (§ 3 Absatz 1 Nummer 4 CoronaImpfV in der Fassung 
vom 31. März 2021) und den Werkstätten für Behinderte mit angeschlossenen För-
derstätten. 

Insgesamt wurden bis zum 26. Mai 2021 von den Mobilen Impfteams 520 stationä-
re Einrichtungen der Eingliederungshilfe für Erst- und Zweitimpfungen angefah-
ren. Mobile Impfteams waren darüber hinaus in 758 teilstationären Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe, in Förderstätten für behinderte Menschen und in Werk-
stätten für Behinderte mit angeschlossenen Förderstätten tätig. In den genannten 
Einrichtungen wurden insgesamt 82.588 Impfungen (52.373 Erst- und 30.215 
Zweitimpfungen) im Zuge von MIT-Einsätzen durchgeführt.

Zu weiteren geplanten Impfaktionen wird auf die Beantwortung der Fragen 2  
und 3 verwiesen.

7. �wie sie den am Impfen Beteiligten – also den Impfzentren, den Kassenärztinnen/
Kassenärzten sowie ab dem 7. Juni 2021 auch den Betriebsärztinnen/Betriebs-
ärzten und Privatärztinnen/Privatärzten – Planungssicherheit im Hinblick auf 
zu erwartende Impfstoffmengen geben will, damit diese die Terminplanung mit 
den Impfwilligen verlässlich durchführen können;

Die Impfstoffmengen und die Verteilung auf die unterschiedlichen Säulen der 
Impfkampagne liegen außerhalb des Einflusses des Ministeriums für Soziales, Ge-
sundheit und Integration, da dies zentral vom Bund an/für die einzelnen Säulen 
vorgenommen wird.
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8. �wie sie eine Überlastung der Hotline und des Internetportals in Bezug auf die 
Impfzentren und eine Überlastung bei der Terminvergabe der niedergelassenen 
Ärztinnen/Ärzte sowie den damit verbundenen Frust bei den Impfwilligen ab 
dem 7. Juni 2021 vermeiden will;

Eine (technische) Überlastung der Hotlines und des Internetportals wurde nicht er-
wartet und ist auch nicht eingetreten, da die Systeme im Internet durch verstärktes 
Monitoring und organisatorische Prozesse bei den Callcentern auf vermehrte An-
fragen vorbereitet sind. Das Grundproblem ist immer noch, dass in Relation zu den 
anspruchsberechtigten Personengruppen nicht genügend Impfstoff zur Verfügung 
steht. Für die Art und Weise der Terminvergabe bei den niedergelassenen Ärztin-
nen und Ärzten besteht seitens des Landes keine Zuständigkeit und demzufolge 
keine Möglichkeit Einfluss zu nehmen.

9. �welche Planungen bestehen, um ein Impfangebot an Schülerinnen/Schüler zu 
unterbreiten, wenn diese Impfungen empfohlen werden, und wie diese Impfun-
gen – zum Beispiel durch den Einsatz mobiler Impfteams in den Schulen – dann 
durchgeführt werden sollen;

Der Bund hatte den Ländern in der Gesundheitsministerkonferenz vom 6. Mai 2021 
bei Vorlage eines Konzepts zur Organisation der zeitnahen Impfung von Kindern 
und Jugendlichen die hierfür erforderlichen Impfstoffdosen zusätzlich zugesagt. 
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration ist dem nachgekommen 
und hat fristgerecht ein entsprechendes Konzept erarbeitet. Dieses Konzept sah 
beispielsweise auch den Einsatz Mobiler Impfteams (MIT) in bestimmten Schul-
arten vor. 

In der Ministerpräsidentenkonferenz vom 27. Mai 2021 wurde die diesbezügliche 
Ankündigung jedoch vonseiten des Bundes revidiert. Es steht somit kein zusätz-
licher Impfstoff für Kinder und Jugendliche zur Verfügung. Das Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Integration plant daher aktuell keine gesonderte Impf-
kampagne für diese Altersgruppe mehr durchzuführen. Schülerinnen und Schüler 
können sich somit unter Beachtung der jeweils zulassungsrelevanten Altersgrenzen 
und der geltenden STIKO-Empfehlung in Konkurrenz zu anderen Anspruchsbe-
rechtigten in den Impfzentren bzw. bei den niedergelassenen Ärzten impfen lassen.

10. �welche Planungen bestehen, die Impfinfrastruktur für Auffrischungen aufrecht-
zuerhalten;

Siehe Frage 11.

11. �inwieweit sie die Arbeit der Impfzentren bzw. der mobilen Impfteams auch nach 
dem 15. August 2021 noch für erforderlich hält.

Aus Gründen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 10 und 11 gemeinsam 
beantwortet.

Der Ministerrat hat der Kabinettsvorlage zur Verlängerung des Betriebes der Impf-
zentren und der angegliederten Mobilen Impfteams (MIT) bis zum 15. August 2021 
zugestimmt. Die Impfzentren wurden daraufhin gebeten, den Betrieb über den  
30. Juni 2021 hinaus bis zum 15. August 2021 weiter zu planen und sicherzustel-
len. 

Auf Basis des aktuellen Fortschritts der Impfkampagne sowie der Lieferankündi-
gungen seitens des Bunds wird eine Verlängerung der Arbeit der Impfzentren und 
der MITs auch über den 15. August 2021 hinaus geprüft. Die hälftige Finanzierung 
des Betriebs der Impfzentren seitens des Bunds ist bis 30. September 2021 sicher-
gestellt.

Sollte sich im weiteren Verlauf des Pandemiegeschehens zeitnah eine weitere 
Impfung („Auffrischungsimpfung“ oder Drittimpfung bzw. Zweitimpfung bei  
J & J) als notwendig erweisen oder aufgrund von mangelndem Impfstoff noch 
einem größeren Teil der Bevölkerung noch kein Impfangebot gemacht werden 
können, bestünde auch über den 30. September 2021 hinaus ein Bedarf für die 
Aufrechterhaltung der Impfinfrastruktur. 
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Das Ziel ist, dass sich der Staat perspektivisch aus der Impfkampagne zurückzieht 
und die Impfungen vollständig dem Bereich der medizinischen Regelversorgung 
(Haus-, Fach- und Betriebsärzte) übergibt, wie es auch bei anderen regelmäßig 
aufzufrischenden Impfungen, wie beispielsweise der saisonalen Grippeimpfung, 
der Fall ist. 

Lucha
Minister für Soziales, 
Gesundheit und Integration


